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Sog. nationales Bildungsregister
Sehr geehrter Herr Präsident,
als Elternvertretung an den bayerischen Gymnasien und Realschulen in freier katholischer Trägerschaft teilen wir Ihnen mit, dass wir über die geplante Einführung des nationalen Bildungsregisters äußerst besorgt sind.
Wir machen uns insbesondere darüber Sorgen, dass die KMK die Bedenken des Bayerischen Landesbeauftragten für den Datenschutz in nicht ausreichendem Maß umgesetzt hat. Da nicht nur rückführbare Schülerdaten, sondern auch Elterndaten gesammelt werden sollen, bedarf nach unserer Auffassung nicht nur die Datenerfassung unserer Kinder, sondern darüber hinaus auch die Datenerfassung der elterlichen Verhältnisse unserer Zustimmung.
 
Wir teilen schon heute mit, dass die von uns vertretenen Eltern diese Zustimmung in keinem Fall erteilen. 

Eine Datenerfassung ohne unsere Zustimmung widerspräche nach unserer Auffassung Art. 124, 125 BV, so dass wir in diesem Fall alle rechtlichen Möglichkeiten ausschöpfen werden, die geplante Datenerhebung zu verhindern.

Wir erlauben uns, Ihnen unser Schreiben an die KMK von heute anliegend zur Kenntnis zu bringen und Sie ebenfalls eindringlich zu bitten, die geplante zentrale Erhebung von Schüler- und Elterndaten zu verhindern.
Wir teilen Ihnen heute schon rein vorsorglich für den Fall mit, dass sich die Kultusminister über die datenschutzrechtlichen Bedenken hinwegsetzen sollten, wovon wir derzeit ausgehen müssen, dass wir mit keinerlei zentraler Datenerhebung an den von uns vertretenen Schulen einverstanden sind. Dies gilt ausdrücklich sowohl für die Daten unserer Kinder als auch für die elterlichen Daten. Wir bitten Sie sehr herzlich, auf die Abgeordneten einzuwirken, dass sie sich ein eigenes Bild der Lage verschaffen und die Notwendigkeit einer zentralen Erfassung sehr genau prüfen. Es wird insbesondere angeregt, dass jeder diesbezügliche Gesetzesentwurf exakt auf das Verhältnis zwischen dem bürokratischen Aufwand und den hohen Risiken des Datenmissbrauchs zum erwarteten Nutzen geprüft und gegenüber den Bedenken des Bayerischen Landesbeauftragten für den Datenschutz abgewogen wird. Dessen Vorschläge müssen vollständig eingearbeitet werden, sollte der Landtag überhaupt zu der Überzeugung kommen, dass die zentrale Erfassung von Daten Minderjähriger und deren Eltern notwendig ist, wovon wir Eltern derzeit nicht ausgehen.
Ich verbleibe
mit freundlichen Grüßen

Monika Endraß
(Vorsitzende)
Die vorbezeichnete Anlage
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